 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/6100040/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Erich Schwaiger in der Beschwerdesache
rAEBfL*HR* FEXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 10. Februar 2022 gegen den Bescheid
des Finanzamtes Osterreich vom 4. Februar 2022 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2020 zu Recht erkannt:

l.
Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Die Einkommensteuerfestsetzung bleibt bei EUR -2.325,00 und die steuerlich anzusetzende
aullergewohnliche Belastung betragt EUR 0,00.

Il.
Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Die Beschwerde fallt in die Zustandigkeit des Fachgebietes FE 2 und damit in die
Zuteilungsgruppe 7002. Auf Basis der gliltigen Geschaftsverteilung wurde sie der
Gerichtsabteilung 7013 zur Entscheidung zugewiesen.

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (kurz Bf.) ist Innovationsmanager. Er bzw. seine Partnerin bezogen 2020
Familienbeihilfe fur ein Kind. Er reichte am 23. November 2021 via FinanzOnline die
Einkommensteuererklarung 2020 (Arbeitnehmerveranlagung) ein und machte neben eigenen
Krankheitskosten von EUR 410,00 weitere Zahlungen in Hohe von EUR 11.560,00 fir seine
Mutter als auRergewdhnliche Belastung geltend.

Das Finanzamt (kurz FA) forderte daraufhin am 25. November 2021 detaillierte Unterlagen
dazu an.
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Mit Schreiben vom 30. Dezember 2021 wies der Bf. eigene Arzthonorare und
Apothekenrechnungen in Héhe von etwa EUR 761,00 nach.

Weitere Zahlungen von EUR 11.439,11 untermauerte der Bf. mit einer Differenzrechnung
zwischen eigenen Einklinften seiner Mutter (***Mutter***, SVNr. #### ######; St.Nr. ##
Hitt/####) und fir diese angefallenen Zahlungen. Seine Mutter sei ***##*** Jahre alt, habe
2014 einen Schlaganfall erlitten und sei seither auf 24-Stunden-Betreuung angewiesen. Sie
lebe allein im Haus in ***Ort X*** und bestreite zusammen mit der Pflegerin auf eigene
Kosten den Lebensunterhalt. Aufgrund der Kosten fiir 24-Stunden-Betreuung und die
Krankenpflege (Krankenpflegeverein ***QOrt X***) seien die Aufwande zusammen mit der
Lebenshaltung durch ihre Rente und Witwenpension nicht abgedeckt. Der Fehlbetrag sei von
ihm aufgebracht worden. Der Bf. gab die Pensionseinnahmen mit EUR 22.250,00 (netto EUR
20.993,00) und die Differenzkosten zwischen Krankenpflege sowie der Forderung der 24-
Stunden-Betreuung und des Pflegegeldes mit EUR 20.686 an.

Pflege zahlungeni Ersatz | Differenz
24-Stunden-Betreuung | 31.300,00!

Krankenpflegeverein 1.090,00;

Medikamente 415,00

Forderung 24-Stunden 6.600,00
Pflegegeld 5.519,00

damit 32.805,00512.119,([1 20.686,00]

Die Aufwande fir die Lebenshaltung errechnete er mit EUR 8.280,00 (12 x EUR 690,00).
Zuziglich der Betriebskosten fiir das Haus (Strom, Heizung, Wasser, Telefon, Kanal, GIS etc.)
von EUR 3.466,11 ermittelte er daraus laufende Kosten von EUR 11.746,11. Die
Lebenshaltungskosten wurden einem Beispiel der , Budget Beratung Osterreich” entnommen

und setzen sich wie folgt zusammen:

UnregelmaBige Ausgaben

Kleidung, Schuhe 52,-
wobe, ausstatung
Gesundheit{svorsorge) 34,-
Soziale und kulturelle Teilhabe _ 134,-
Zwischensumme ,UnregelmaBige Ausgaben™ 293,-
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Haushaltsausgaben

Nahrungsmittel {inkl. Snacks) e 359,
Reinigungsmittel B,-
Kérpér.pﬂr;ge S 30,-
 Zwischensumme ,Haushaltsausgaben® 397,-

Daraus ergeben sich die folgenden Betrage:

Lebenshaltung und Wohnen

Lebenshaltungskosten geschiatzt (690 x 12) 8.280,00
Strormi 520,00
Heizung 1.889,00
Wasser 101,00
Telefon 340,00
Gls 307,56
Gemeinde 308,55
Summe 11.746,11

Dazu legte er auf ihn lautende Abrechnungen fiir das Objekt ***Wohnhaus Mutter*** vor:

e Strom-Jahresabrechnung eines Energieversorgers von 5. April 2019 bis 20. Marz 2020
(Gesamtverbrauch von 2.345 kWh)

e Fernwarmeabrechnung von 1. September 2019 31. August 2020

e Wassergenossenschaft von Oktober 2019 bis Oktober 2020

e Betriebskostenabrechnungen der Gemeinde (Grundsteuer, Kanal, Millabfuhr)

Weiters legte er Monatsabrechnungen fiir ein an dieser Anschrift existierendes Festnetz
Telefon (offenbar noch auf seinen verstorbenen Vater lautend) vor und kam zum Schluss, die
daraus errechnete Differenz misse durch ihn zugeschossen werden (EUR 11.677,00). Eine dazu
eingereichte Aufstellung weicht geringfligig von diesen Betragen ab und weist eine
Finanzierungsliicke von EUR 11.439,11 aus.

Pflege (saldiert) 20.686,00
Lebenshaltung 11.746,11
Gesamtkosten damit 32.432,11
Eigene Nettoeinkinfte Mutter It. Bf. -20.993,00
verbleibt 11.439,11

Daraufhin erlieB das FA den hier bekampften Einkommensteuerbescheid vom 4. Februar 2022
und anerkannte EUR 471,00 als aulRergewdhnliche Belastung, die allerdings unter dem mit
EUR 8.588,83 errechneten Selbstbehalt blieben. Die Abweichung zu den fiir den Bf. selbst
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geltend gemachten EUR 761,00 begriindete das FA nicht, was aber mangels Unterschreitens
der Selbstbehalts-Grenze ohne Auswirkung bleibt. Die Nichtberlcksichtigung der dartiber
hinausgehenden Zahlungen begriindete die Abgabenbehdrde damit, sie betrafen Pflegekosten
fur die Mutter des Bf. und seien weder aus tatsachlichen, rechtlichen noch sittlichen Griinden
zwangslaufig erwachsen.

Dies bekampfte der Bf. mit Beschwerde vom 10. Februar 2022. Er verwies dazu nur auf die
Web-Site
https://www.oesterreich.gv.at/themen/steuern_und_finanzen/unterhalt/Seite.530100.html.

Es bestehe eine Unterhaltsverpflichtung von Kindern gegentiber ihren Eltern (GroReltern). Sind
Eltern oder GrolReltern nicht im Stande, sich selbst zu erhalten, so hatten sie einen
Unterhaltsanspruch gegentiber ihren Kindern. Nachdem seine Mutter ihre
Unterhaltsverpflichtung groblich verletzt habe, bestehe ein gesetzlicher Anspruch auf den
Unterhalt und der Unterhalt sei steuerlich zu beriicksichtigen.

Mit Vorhalt vom 25. Juli 2022 teilte das FA mit, es gehe davon aus, dass seine Mutter tber
Vermogen in der Form eines Hauses verfigt. Aufgrund der allgemeinen Lebenserfahrung gehe
es weiters davon aus, dass der Bf. Gegenleistungen fiir die Zahlungen an seine Mutter
erhalte/erhalten werde. Wenn Pflegekosten als Gegenleistung fiir die Ubertragung von
Wirtschaftsgiitern lbernommen wiirden (z.B. durch Ubergabevertrige, Schenkungsvertrige)
oder wenn einem Steuerpflichtigen Aufwendungen nur deshalb erwachsen, weil ihm das zu
ihrer Deckung dienende Vermogen zugekommen ist, so sei eine Auswirkung auf die
(einkommensbezogene) wirtschaftliche Leistungsfahigkeit zu verneinen. Insoweit liege keine
Belastung im Sinne des § 34 EStG 1988 vor. Habe die Pflegebediirftige Vermogen bereits unter
der Bedingung der spateren Pflege libertragen oder sei die Vermogensiibertragung in zeitlicher
Nihe (sieben Jahre) zur Ubersiedlung in das Pflegeheim erfolgt, liege bis zur Uberschreitung
des Vermogenswertes durch die Summe der Zahlungen keine auBergewohnliche Belastung vor.
Habe die Pflegebediirftige ihr Vermogen (z.B. Wohnung, Sparbuch) noch nicht tibertragen,
gingen die Pflegekosten zunachst zulasten dieses Vermoégens. Erst ein im Nachlass
voraussichtlich nicht gedeckter Teil komme bei den vorgesehenen Erben als auRergewdhnliche
Belastung in Betracht, insoweit sie den potentiellen Erbteil (iberstiegen. Da die genaue Hohe
der dem Bf. tatsachlich anfallenden Kosten nicht feststehe, konnten die von ihm beantragten
Leistungen an seine Mutter nicht berlicksichtigt werden.

AbschlieBend ersuchte das FA den Bf. um eine Stellungnahme.

Der reagierte mit via FinanzOnline eingebrachtem Schreiben vom 20. August 2022 und
bestatigte, dass seine Mutter alleine im Haus in ***QOrt X*** |ebt. Dieses Haus sei bereits 1998
an ihn tGibergeben worden. Im vorgelegten Ubergabevertrag sei festgelegt, dass seine Mutter
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ein Wohnrecht im Haus hat. Nicht festgelegt sei, dass er als Gegenleistung fiir die Ubertragung
des Hauses zur Leistung des Pflegegeldes oder weiterer Leistungen verpflichtet ist. In dem Fall
gehe es nicht nur um die Kosten der Pflege, es gehe um die Bestreitung des gesamten
Lebensunterhaltes; die Pflege sei nur ein Bestandteil der Gesamtaufwande. Es ldgen keine
weiteren Vermogensgegenstande vor, die zuvor zur Deckung der Kosten herangezogen werden
konnten. Damit seien die Kosten von ihm zu tragen und seien steuerliche zu berlcksichtigen.

Aus dem Ubergabevertrag vom ***##.##.*** 1998 geht hervor, dass dem Bf. das hier
relevante Objekt von seiner Mutter und seinem Vater jeweils zu 50% (ibereignet wurde. Die
Ubergeber bedungen sich dafiir neben einem Belastungs- und VeriduRerungsverbot sowie
einem Vermietungsverbot unter anderem auch die folgenden, grundbiicherlich
sichergestellten, Rechte aus:

e Unentgeltliches Wohnungsrecht an der darin befindlichen abgeschlossenen Wohnung im
Erdgeschol} (Wohnzimmer, Schlafzimmer, Wohnkiiche, Bad, Klosett, Speis und Flur im
AusmaR von ca. 70 m?) sowie Mitbenitzung des Kellers, der Werkstatte im KellergeschoR,
des Dachbodens sowie des Gartens sowie das Recht auf Ernte des halben Ertrages des
Obstgartens.

e Alleinbenutzung der Garage.

e Die Wohnung ist von dem Ubernehmer in stets gut bewohn- und beheizbarem Zustand
herzuhalten und herzurichten sowie in einer den Ubergebern angenehmen Wirme zu
beheizen und

e in Krankheits- und Gebrechlichkeitsfallen der Ubergeber wéchentlich mindestens einmal
auszuputzen und jedes dritte Jahr einmal auszumalen.

e Die Wohnung steht den Ubergebern licht-, strom- und wasserzins-, kaminfeger-,
miullabfuhr-, sowie Gberhaupt betriebskostenfrei zur Verfligung. Sie miissen nur von
samtlichen Gebrechen sofort Mitteilung machen. Die Kosten fiir die Fernwarme tragt der
Ubernehmer.

e Im Falle der Krankheit und Gebrechlichkeit ist den Ubernehmern die personliche,
ortsiibliche Pflege und Wartung im zumutbaren AusmaR und bei entsprechendem
Gesundheitszustand - entsprechend hochstens dem Pflegebedarf der Stufe 1 — zu bieten.
Diese Pflege erfolgt ausschlieRlich in der Austragswohnung. AulBerhalb dieses Bereiches
oder eine Pflege durch Dritte ist vom Ubernehmer nicht zu tragen.

e Sollte die Pflege auf Grund der vorstehenden Bestimmungen vom Ubernehmer aus
tatsachlich durchgefiihrt werden, steht ihm das Pflegegeld in voller Hohe zu.

Daraufhin erliel? das FA die Beschwerdevorentscheidung vom 13. Janner 2023 und erhohte die
anerkannte auBergewohnliche Belastung auf EUR 2.873,86. Aufgrund des Unterschreitens des
Selbstbehaltes (EUR 8.588,83) blieb dies ohne Auswirkung.
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Die Abgabenbehorde flihrte aus, Unterhaltsleistungen seien nur insoweit abzugsfahig, als sie
zur Deckung von Aufwendungen gewdhrt werden, die beim Unterhaltsberechtigten selbst eine
auBergewohnliche Belastung darstellen wiirden. Die auBergewdhnlichen Belastungen seiner
Mutter beliefen sich eigenen Angaben zufolge auf EUR 20.686,00. Die wesentlichen
Lebenserhaltungskosten seien durch das Wohnrecht abgedeckt. Vom Einkommen vor Abzug
der auBergewdhnlichen Belastungen missen laut FA der pflegebediirftigen Person 20% des
Ausgleichszulagenrichtsatzes fiir alleinstehende Personen (im Jahr 2020 zwolfmal EUR 966,65 =
EUR 11.599,80; davon 20% = EUR 2.319,96) verbleiben. Der Rest des Einkommens sei fir die
pflegebedingten Kosten anzusetzen.

Das Einkommen der Mutter (vor Abzug der aullergewohnlichen Belastungen) habe 2020

EUR 20.933,18 betragen. Davon habe die Mutter fir pflegebedingte Leistungen aus eigenen
Mitteln EUR 18.613,22 (EUR 20.933,18 minus EUR 2.319,96) aufwenden mussen. Der nicht
gedeckte und damit beim Bf. als auRergewdhnliche Belastung mit Selbstbehalt zu erfassende
Anteil der auBergewdhnlichen Belastungen seiner Mutter habe sich deshalb auf EUR 2.072,78
(EUR 20.686 minus EUR 18.613,22) belaufen.

Dem widersprach der Bf. mit Vorlageantrag vom 17. Janner 2023 und fiihrte aus, im
Ubergabevertrag sei die Aufteilung der Kosten zwischen seiner Mutter und ihm genau geregelt.
Auch habe er eine exakte Aufstellung der tatsachlichen Lebenshaltungskosten seiner Mutter
der Arbeitnehmerveranlagung beigelegt, sodass die Kosten in tatsachlicher Hohe zu
bericksichtigen seien. Damit erhéhten sich die Aufwande fiir seine Mutter und in gleichem
Mal seine fur den Unterhalt notwendigen Leistungen. Das sei entsprechend zu
beriicksichtigen. Das FA legte die Beschwerde in der Folge mit 3. Februar 2023 an das
Bundesfinanzgericht vor.

Dieses fasste den Aktenstand zusammen und forderte den Bf. mit Beschluss vom
27. November 2023 (Fristsetzung bis 9. Janner 2024) zur Vorlage erganzender Unterlagen bzw.
zur erganzenden Stellungnahme auf (siehe unten). Darauf reagierte der Bf. nicht.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt und Beweiswiirdigung

Die Entscheidung des Bundesfinanzgerichts basiert auf folgendem Sachverhalt, der in den
Akten der Abgabenbehorde sowie des Gerichtes abgebildet und soweit nicht gesondert
angefiihrt unbestritten ist.

Die Mutter des Bf. ist pflegebedurftig und bezog 2020 Pflegegeld Stufe 3 (12 x EUR 459,90 =
EUR 5.518,80). Sie ist in 24-Stunden-Pflege und erhielt dafiir einen Zuschuss von EUR 6.600,00
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jahrlich (bzw. EUR 550,00 monatlich). Sie selbst verfligt (iber eigenes Einkommen, das der Bf.
mit EUR 20.993,00 angegeben hatte, was aber — wie ihm widerspruchlos zur Stellungnahme
mitgeteilt wurde — richtig der Kennzahl 245 aus deren Lohnzettel entspricht. Tatsachlich
standen ihr mit Sonderzahlungen netto EUR 24.619,16 zur Verfligung. Allein diese Korrektur
flhrt dazu, dass sich die maximal denkbare als auBergewdhnliche Belastung anzusetzende
Finanzierungsliicke auf EUR 8.573,85 reduziert.

Pflege (saldiert) 20.686,00
Lebenshaltung 11.746,11
Gesamtkosten damit 32.432,11
Eigene Nettoeinkunfte Mutter It. ESt-Bescheid l"-2-1.619,16
verbleibt 7.812,95
gigene Arzt- und Apothekenrechnungen 760,90
ZUusamimen 8.573,85

Dabei ist zu beachten, dass darin auch Lebenshaltungskosten der Mutter enthalten sind.

Der Bf. wurde darauf hingewiesen, dass sich eine aulRergewdhnliche Belastung steuerlich nur in
dem Kalenderjahr auswirken kann, in dem der Abfluss und damit die Zahlung erfolgte. Er
wurde in der Folge aufgefordert, alle Zahlungs- bzw. Uberweisungsbelege vorzulegen, aus
denen hervorgeht, welche Kosten im Jahr 2020 tatsachlich vom Beschwerdefiihrer fiir die
Mutter bezahlt wurden und woher (von welchem Konto) diese Geldmittel stammten. Dem
entsprach er nicht.

Zusatzlich wurde der Bf. aufgefordert, das eigene Vermogen der Mutter ziffernmaRig
darzustellen und alle eigenen Vermogenswerte seiner Mutter (insbesondere Wertanlagen,
Sparbiicher, Kunstwerke etc.) anzugeben. Auch wurde er aufgefordert nachzuweisen, welchen
Wert das ihm von seiner Mutter 1998 (ibergebene Haus im Jahr 2020 hatte, welche
Investitionen von ihm seit der Ubergabe getétigt wurden und wie das vorbehaltene Wohnrecht
zu bewerten ist. Auch dem kam er nicht nach.

2. Beweiswiirdigung

Gem. § 167 Abs. 2 BAO haben die Abgabenbehdérde und das Bundesfinanzgericht unter
sorgfaltiger Beriicksichtigung der Ergebnisse des Abgabenverfahrens nach freier Uberzeugung
zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Nach der stéandigen
Judikatur des VWGH genligt es, von mehreren Moglichkeiten jene als erwiesen anzunehmen,
die gegentiber allen anderen Moglichkeiten eine Gberragende Wahrscheinlichkeit oder gar die
Gewissheit fir sich hat und alle anderen Moglichkeiten absolut oder mit Wahrscheinlichkeit
ausschlieBt oder zumindest weniger wahrscheinlich erscheinen lasst. Daran hat sich durch die
Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform nichts gedndert (vgl. VWGH 27.2.2019, Ra 2017/15/0015
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unter Hinweis auf VwGH 30.5.2017, Ra 2016/16/0087; 31.5.2017, Ro 2014/13/0025 und Ro
2014/13/0044).

Das Bundesfinanzgericht hat — wie auch das Finanzamt - die abgabepflichtigen Falle zu
erforschen und von Amts wegen die tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse zu ermitteln,
die fur die Abgabepflicht und die Erhebung der Abgaben wesentlich sind. Den Parteien ist
Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben (§ 115 BAO
in Verbindung mit § 2a BAO). Eine in der Begriindung einer Beschwerdevorentscheidung
getroffene Feststellung des Finanzamtes wirkt dabei wie ein Vorhalt und es obliegt dem
Abgabepflichtigen, die vom Finanzamt in der Begriindung der Beschwerdevorentscheidung
getroffene Feststellung zu widerlegen bzw. zumindest deren Unrichtigkeit zu behaupten

(vgl. VWGH 8.10.1985, 83/14/0237 etc.).

Mit BGBI. | Nr. 136/2017 wurde in Umsetzung der bisherigen Judikatur in § 115 Abs. 1 letzter
Satz BAO gesetzlich verankert, dass die Ermittlungspflicht durch eine erhéhte
Mitwirkungspflicht des Abgabepflichtigen eingeschrankt wird. Nach den Gesetzesmaterialien
(ErlautRV 1660 BIgNR 25. GP 24) trifft dies etwa dann zu, wenn durch faktische Gegebenheiten
oder rechtliche Schranken die amtswegige Ermittlung des Sachverhaltes eingeschrankt oder
verhindert ist. Dies gilt wenn nach der Lage des Falles nur der Abgabepflichtige Angaben zum
Sachverhalt machen kann, wenn der Abgabepflichtige zur Mitwirkung an der Wahrheitsfindung
nicht bereit ist bzw. eine solche unterladsst, wenn der Abgabepflichtige Untlibliches oder
AuBergewohnliches behauptet, wenn der Abgabepflichtige Beglinstigungen oder Befreiungen
in Anspruch nehmen mochte oder wenn die Abgabenbehdrde auf Antrag des
Abgabepflichtigen tatig wird.

In Fallen der erhohten Mitwirkungspflicht liegt es am Abgabepflichtigen, alle relevanten
Sachverhaltselemente so zu dokumentieren, dass sie fir die Abgabenbehorde nachvollziehbar
sind. Eine Verletzung der erhohten Mitwirkungspflicht des Abgabepflichtigen hat zur Folge,
dass die Verpflichtung der Abgabenbehorde endet, den Sachverhalt (iber das von ihr aufgrund
einer ordentlich durchgefiihrten Ermittlung zu priifen und sie den so ermittelten Sachverhalt

als erwiesen annehmen darf.

Schon bisher wies Ritz zu Recht darauf hin (Ritz, BAO>, § 115 Tz 13), dass den Bf. auch dann
eine erhohte Mitwirkungspflicht trifft, wenn ungewdhnliche Verhiltnisse vorliegen (vgl. VWGH
28.5.2002, 97/14/0053; 9.9.2004, 99/15/0250; 13.9.2006, 2002/13/0091; 25.6.2007,
2004/17/0105), die nur er aufklaren kann. Dies trifft auch dann zu, wenn typische
Aufwendungen der privaten Lebensflihrung steuerlich verwertet werden sollen. Im Hinblick auf
seine eigene Ndahe zum Beweisthema hat hier der Beschwerdefiihrer von sich aus eine
Nachweispflicht (vgl. etwa VWGH 22.2.07, 2006/14/0020).

8 von 13



Seite 9 von 13

In Befolgung dieser Grundsatze ist der oben dargestellte Sachverhalt deshalb wie folgt zu
wirdigen:

3. Rechtsgrundlagen und rechtliche Beurteilung

AuBer in den Fallen des § 278 BAO hat das Verwaltungsgericht immer in der Sache selbst zu
entscheiden. Es ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung seine
Anschauung an die Stelle jener der Abgabenbehérde zu setzen und demgemal den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern, aufzuheben oder die
Bescheidbeschwerde als unbegriindet abzuweisen (§ 279 Abs. 1 BAO).

Dabei ist es an Akte mit normativem Inhalt gebunden, nicht aber an Erldsse der
Finanzverwaltung, die keine subjektiven Rechte und Pflichten der Steuerpflichtigen begriinden,
worauf diese regelmaRig hinweisen. Bei Bedenken gegen ihre rechtmalige Kundmachung hat
das Bundesfinanzgericht diese Normen vor dem Verfassungsgerichtshof anzufechten, selbst
gesetzwidrig kundgemachte Verordnungen sind aber bis zur Aufhebung durch dieses
Hochstgericht flr jedermann und damit auch die Gerichte verbindlich. Eine derartige Bindung
besteht aber nur fir Akte von staatlichen Organen, die einen normativen Inhalt fiir einen
unbestimmten Adressatenkreis aufweisen. Bei Steuerrichtlinien handelt es sich - wie im
Begleitschreiben zu diesen Richtlinien ausdricklich angefiihrt wird - lediglich um einen
Auslegungsbehelf, der im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise mitgeteilt werde. Uber
die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten kénnten aus den
Richtlinien nicht abgeleitet werden. Damit handelt es sich bei diesen Richtlinien um keine Akte,
die einen normativen Inhalt aufweisen (vgl. VfGH 30.9.1982, B 441/77), weshalb sie gegenliber
Gerichten keine Bindungswirkungen entfalten (vgl. zuletzt VWGH 31.1.2018, Ra 2017/15/0038
unter Hinweis auf VfGH 28.6.2017, V 4/2017).

Erlauterungen zur Regierungsvorlage kénnen im Rahmen der Interpretation des
bezughabenden Gesetzes einen Hinweis auf das Verstandnis des Gesetzes bieten (vgl. VWGH
10.9.2020, Ro 2020/15/0016, mit weiteren Nachweisen), sofern sie nicht in eindeutigem
Widerspruch zum Wortlaut des Gesetzes stehen (vgl. VWGH 20.10.2021, Ra 2019/13/0104 mit
weiteren Nachweisen).

3.1. Selbstbehalt

Gem. § 34 EStG 1988 sind bei der Ermittlung des Einkommens eines unbeschrankt
Steuerpflichtigen nach Abzug der Sonderausgaben auBergewohnliche Belastungen abzuziehen,
die auRergewohnlich sind, zwangslaufig erwachsen und die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit
wesentlich beeintrachtigen.

9von 13



Seite 10 von 13

e Die Belastung ist auRergewohnlich, soweit sie hoher ist als jene, die der Mehrzahl der
Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhaltnisse, gleicher Vermogensverhaltnisse
erwachst.

e Sie erwachst dem Steuerpflichtigen zwangslaufig, wenn er sich ihr aus tatsachlichen,
rechtlichen oder sittlichen Griinden nicht entziehen kann.

e Sie beeintrachtigt die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit wesentlich, soweit sie einen vom
Steuerpflichtigen von seinem Einkommen vor Abzug der aullergewdhnlichen Belastungen
zu berechnenden Selbstbehalt tGbersteigt.

Der Selbstbehalt betragt gem. § 34 Abs. 4 EStG 1988 bei einem Einkommen von héchstens
EUR 7.300,00 6%, von mehr als EUR 7.300,00 bis EUR 14.600,00 8%, von mehr als

EUR 14.600,00 bis EUR 36.400,00 10% und von mehr als EUR 36.400,00 12%. Der Selbstbehalt
vermindert sich um je einen Prozentpunkt fiir jedes Kind im Sinne des § 106 EStG 1988.

Die Berechnung des Selbstbehaltes hat auf Basis der Verhaltnisse des Jahres zu erfolgen, fir
das die Zahlungen geltend gemacht werden. Bei Einklinften aus nichtselbstandiger Arbeit sind
flir Zwecke der Berechnung des Selbstbehaltes die zum laufenden Tarif zu versteuernden
Einkinfte aus nichtselbstandiger Arbeit um die sonstigen Beziige gem. § 67 Abs. 1 und 2 EStG
1988 (hier Urlaubsgeld und Weihnachtsrenumeration) zu erhéhen (§ 34 Abs. 5 EStG 1988) und
um die auf diese entfallenden Sozialversicherungsbetrage zu vermindern.

Flr den konkreten Streitfall bedeutet das wie schon im bekdampften
Einkommensteuerbescheid richtig dargestellt, dass Zahlungen nur dann steuerlich wirksam
werden kénnen, wenn sie den folgenden Betrag libersteigen:

Einkormmen vor auBergewdhnlicher Belastung 66.299,11
Sonstige Beziuge (Kz 220) 13.619,83
darauf entfallende Sozialversicherung (Kz 225) -1.838,69
damit 78.080,25
davon 11% (12% minus 1% fir Kind) 8.588,83

3.2. Zwangslaufigkeit und Abzugsfihigkeit des Unterhalts an die Mutter

Gem. § 34 Abs. 7 Z 4 EStG 1988 sind Unterhaltsleistungen nur insoweit abzugsfahig, als sie zur
Deckung von Aufwendungen gewahrt werden, die beim Unterhaltsberechtigten selbst eine
auBBergewohnliche Belastung darstellen wiirden. Ein Selbstbehalt im Sinne des § 34 Abs. 4
EStG 1988 auf Grund eigener Einkiinfte des Unterhaltsberechtigten ist nicht zu
berlicksichtigen.

Diese Umschreibung schlieRt beispielsweise die Anerkennung laufender Unterhaltszahlungen
von Kindern an mittellose Eltern und sonstige nahe Angehérige von einer Beglinstigung nach
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§ 34 EStG 1988 aus (Hinweis auf Hofstdtter/Reichel, EStG, Tz 23 zu § 34 Abs. 6 bis 9 EStG 1988).
Unterhaltsleistungen bleiben insoweit abziehbar, als sie zur Deckung von Aufwendungen
gewahrt werden, die beim Unterhaltspflichtigen selbst eine auBergewohnliche Belastung
darstellen wiirden. Dazu zdhlen vor allem Krankheits- oder Pflegekosten (vgl. VWGH 1.9.2015,
2012/15/0117 mit weiteren Nachweisen). Nicht dazu zdhlen allgemeine Lebenshaltungskosten,
wie sie vom Bf. pauschal und nur unter Berufung auf ,Budget Beratung Osterreich” mit

EUR 11.746,11 errechnet und angesetzt wurden.

Dazu kommt, dass der Beschwerdefiihrer schon aufgrund des von ihm vorgelegten
Ubergabevertrages vom ***## ##.*** 1998 und damit aufgrund einer freiwilligen
Entscheidung zur Deckung der gesamten Wohnkosten sowie von Basispflegekosten der Mutter
verpflichtet war. Dazu zahlen Beheizung, Fernwarme, Reinigung, Strom, Wasser, Kaminkehrer,
Millabfuhr und andere Betriebskosten. Im Falle der Krankheit und Gebrechlichkeit ist er
aufgrund dieses Vertrages zur personlichen, ortsiiblichen Pflege und Wartung im zumutbaren
Ausmal’ hochstens dem Pflegebedarf der Stufe 1 verpflichtet. Kosten fiir eine Pflege durch
Dritte muss er zwar aufgrund dieses Vertrages nicht tragen, dennoch ergeben sich damit aus
dem Akt Hinweise darauf, dass die vom Beschwerdefiihrer geltend gemachte Lebenshaltungs-
und Wohnungskosten auch aus diesen Griinden nicht abzugsfahig sind. Damit verblieben nur
die reinen, die Stufe 1 (EUR 160,10 pro Monat bzw. 1.921,20 pro Jahr) tberschreitenden
Pflege- bzw. Krankheitskosten.

Aus sittlichen Griinden geleistete Unterhaltszahlungen kénnen nicht in einem weiteren
Ausmal berlcksichtigt werden als die gesetzlich geregelten Unterhaltslasten

(z.B. VWGH 28.3.2000, 99/14/0307; 27.6.2013, 2011/15/0008). Der Unterhaltsanspruch gegen
Nachkommen, der nach der Wertung des § 143 ABGB einen Ausnahmefall darstellt, setzt nach
§ 143 Abs. 1 ABGB eine fehlende Selbsterhaltungsfahigkeit der unterhaltsberechtigten Eltern
voraus (Hinweis auf OGH 9.6.2009, 1 Ob 88/09m). Mehrere Nachkommen gleichen Grades
schulden den Unterhalt anteilig nach Kraften (VwWGH 20.11.2019, Ro 2018/15/0024, unter
Hinweis auf OGH 21.11.2006, 4 Ob 192/06y mit weiteren Nachweisen). Obwohl die
Verwaltungsiibung insoweit groRzligiger ist, als sie die Kosten nur dann vom Abzug beim
Verpflichteten ausschliel§t, wenn der Unterhaltsberechtigte die Aufwendungen in vollem
Umfang aus eigenem Einkommen tragen kann (LStR 2002 Rz 872; kritisch Doralt, RdAW 1998,
645), verneint der Verwaltungsgerichtshof eine steuerliche Verwertbarkeit dann, wenn der
Unterhaltsberechtigte auf Grund eigener Einkiinfte selbst in der Lage ist, die Kosten zu tragen
(Fuchs in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn (Hrsg), EStG?%, § 34 Rz 58 unter Hinweis auf

VwGH 28.4.1987, 85/14/0049; VwWGH 29.1.2003, 99/13/0179).

Nach einer Grundstiicksschenkung eines pflegebediirftigen Elternteils ist zusatzlich zu
beachten, dass dem Geschenkgeber nach § 946 ABGB zwar in der Regel nicht das Recht
zusteht, die Schenkung zu widerrufen, ihm aber Anspriiche nach § 947 ABGB zustehen, die wie

11 von 13



Seite 12 von 13

andere vermogensrechtliche Anspriiche gegen Dritte zu behandeln sind, welche ein Elternteil
zur Deckung seines Bedarfs einsetzen kann und daher auch einsetzen muss. Ein
Unterhaltsanspruch gegen Kinder kommt nach der Rechtsprechung des OGH daher nur in
Betracht, soweit trotz des Bestehens von Anspriichen nach § 947 ABGB die
Selbsterhaltungsfahigkeit zu verneinen ist, das heiflt im Umfang der verbleibenden
"Bedarfsliicke" (OGH 21.11.2006, 4 Ob 192/06y). Gerat der Geschenkgeber nach einer
Schenkung in der Folge in eine solche Dirftigkeit, dass es ihm an dem nétigen Unterhalte
gebricht, so ist er nach dieser Bestimmung namlich befugt, jahrlich von dem geschenkten
Betrage die gesetzlichen Zinsen, insoweit die geschenkte Sache oder derselben Wert noch
vorhanden sind, und ihm der nétige Unterhalt mangelt, von dem Beschenkten zu fordern,
wenn sich dieser nicht selbst in gleich diirftigen Umstanden befindet. Bei der Beurteilung der
Notlage der Mutter sind damit auch ihre Anspriiche nach § 947 ABGB als ,,eigene Mittel” zu
beriicksichtigen, wenn ihre Geltendmachung zumutbar ist und sie rechtzeitig durchgesetzt
werden konnen (Hinweis auf OGH 21.11.2006, 4 Ob 192/06y, mwN). Das mindert einen
Unterhaltsanspruch der Mutter gegen den Sohn von vornherein (VwWGH 20.11.2019, Ro
2018/15/0024).

Die Ubergeberin hat damit einen Anspruch auf eine jahrliche Rente in Héhe der gesetzlichen
Zinsen in Hohe von 4% (§ 1000 Abs. 1 ABGB) von dem im Zeitpunkt des Eintritts der
Bedirftigkeit noch vorhandenen Geschenkwerts. Dieser Wert kann sich wahrend der Zeit der
Bediirftigkeit andern und ist jeweils entsprechend anzupassen. Der Gesetzgeber wollte den
Geschenkgeber am noch vorhandenen Wert partizipieren lassen. Bei gemischten Schenkungen
ist der Wert der Gegenleistung vom Wert der geschenkten Sache abzuziehen und
werterhdhende Investitionen des Ubernehmers sind bei der Berechnung des Wertes auRer
Ansatz zu lassen (Parapatits in Schwimann/Kodek (Hrsg), ABGB Praxiskommentar Band 652021,
§ 947 ABGB Rz 4f unter Hinweis auf Ldcker in Klete¢ka/Schauer, ABGB-ON1.03 § 947 Rz 1 und
VwGH 20.12.2004, 2002/10/0052; 16.3.1993, 92/08/0190, sowie OGH 21.11.2006, 4 Ob
192/06y).

Keine Verpflichtung zur Unterstiitzung der Eltern existiert im Ubrigen auch beim
Vorhandensein von eigenen Vermogenswerten und dabei insbesondere von Sparblichern.
Deshalb ist es die Aufgabe der Partei, selbst einwandfrei und unter Ausschluss jeden Zweifels
die Umstdnde darzulegen, die fiir die Beglinstigung sprechen (Hinweis auf VwWGH 28.11.2002,
2002/13/0077). Dazu muss sie auch ziffernméaRig darstellen, inwieweit die eigenen Einklinfte
der Mutter (unter Einbeziehung von Pflegegeld etc.) bzw. deren Vermogen nicht zur Deckung
der gem. § 34 Abs. 7 Z 4 EStG 1988 geltend gemachten Aufwendungen ausreichten. Das
erfordert eine genaue Auflistung der angefallenen und vom Ubernehmer bezahlten
Aufwendungen, des vorhandenen Vermogens und der eigenen Einklinfte der Mutter.

12 von 13



Seite 13 von 13

Hier kam der Bf. weder der Aufforderung nach, die von ihm geltend gemachten Zahlungen
betraglich nachzuweisen, noch legte der Unterlagen hervor, die beweisen, dass weder eigenes
Einkommen noch ausreichende Vermogenswerte vorhanden waren, um die strittigen
Aufwendungen zu decken. Das gilt auch fir einen allfalligen Anspruch gem. § 947 ABGB. Dazu
kommt, dass sich allein aus dem obigen Zahlengerist ergibt, dass der steuerliche Selbstbehalt
von EUR 8.588,83 hier selbst bei Berlicksichtigung allgemeiner Lebenshaltungskosten durch die
maximal denkbare Bedarfsliicke (siehe oben) von EUR 8.573,85 nicht liberschritten wird. Das
alles schlief3t eine steuerliche Auswirkung allfalliger Zahlungen aus.

Daraus ergibt sich, dass fuir 2020 (auch mangels Erflllung der Mitwirkungspflicht durch den Bf.)
keine auBergewohnliche Belastung zu beriicksichtigen ist. Nach Abzug des Selbstbehaltes von
den Aufwendungen betragt der Saldo hier EUR 0,00 und die festgesetzte Einkommensteuer
betragt EUR -2.325,00.

3.3.  Zur Zul3ssigkeit einer Revision

Das Verwaltungsgericht hat im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen,
ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden
(§ 25a Abs. 1 VwWGG).

Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist eine Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird (Art. 133 Abs. 4 B-VG).

Soweit Rechtsfragen fir die hier zu klarenden Fragen entscheidungserheblich sind, sind sie
durch hochstgerichtliche Rechtsprechung ausreichend geklart (siehe oben), nicht von
grundsatzlicher Bedeutung oder die anzuwendenden Normen sind klar und eindeutig.

Damit liegt hier kein Grund vor, eine Revision zuzulassen.

Salzburg, am 3. April 2024

13 von 13



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt und Beweiswürdigung
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtsgrundlagen und rechtliche Beurteilung
	3.1. Selbstbehalt
	3.2. Zwangsläufigkeit und Abzugsfähigkeit des Unterhalts an die Mutter
	3.3. Zur Zulässigkeit einer Revision




